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BUNDESGERICHTSHOF 

BESCHLUSS 
 

5 StR 87/23 
 

vom 

9. Mai 2023 

in der Strafsache 

gegen 

 

 

 

 

 

 

wegen schweren sexuellen Missbrauchs von Kindern u.a. 
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Der 5. Strafsenat des Bundesgerichtshofs hat am 9. Mai 2023 gemäß § 349 

Abs. 2 und 4 StPO beschlossen: 

 

1. Auf die Revision des Angeklagten wird das Urteil des Landgerichts 

Bremen vom 26. Oktober 2022 im Strafausspruch aufgehoben. 

Die Sache wird im Umfang der Aufhebung zu neuer Verhandlung 

und Entscheidung, auch über die Kosten des Rechtsmittels, an 

eine andere als Jugendschutzkammer tätige Strafkammer des 

Landgerichts zurückverwiesen. 

2. Die weitergehende Revision wird verworfen. 

 

Gründe: 

Das Landgericht hat den Angeklagten wegen schweren sexuellen Miss-

brauchs von Kindern in 31 Fällen jeweils in Tateinheit mit Vergewaltigung und 

Herstellen kinderpornographischer Schriften zu einer Gesamtfreiheitsstrafe von 

acht Jahren verurteilt. Hiergegen wendet sich der Angeklagte mit der auf die all-

gemeine Sachrüge gestützten Revision, die in dem aus der Beschlussformel er-

sichtlichen Umfang Erfolg hat; im Übrigen ist sie unbegründet (§ 349 Abs. 2 

StPO). 
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1. Der Strafausspruch hält rechtlicher Überprüfung nicht stand. 

Die Jugendkammer hat die Einzelstrafen rechtsfehlerfrei dem Strafrahmen 

des § 177 Abs. 6 Satz 1 StGB entnommen. Bei der Strafzumessung im engeren 

Sinne hat sie allerdings jeweils zuvörderst zum Nachteil des geständigen Ange-

klagten berücksichtigt, dass dieser „nicht vollständig die Verantwortung für seine 

Taten übernahm, sondern versuchte, den Unrechtsgehalt seiner Taten abzumil-

dern, indem er u.a. behauptete, im Vorfeld der Taten Alkohol und Betäubungs-

mittel konsumiert zu haben …“. 

Diese Erwägung erweist sich als rechtsfehlerhaft. Mit der strafschärfenden 

Berücksichtigung des Versuchs des Angeklagten, sein Handlungsunrecht durch 

den behaupteten Konsum von berauschenden Mitteln in einem vermeintlich mil-

deren Licht erscheinen zu lassen, hat das Landgericht zulässiges Verteidigungs-

verhalten des Angeklagten zu seinem Nachteil gewertet (st. Rspr.; vgl. BGH, Be-

schlüsse vom 13. April 2023 – 4 StR 499/22; vom 7. Dezember 2021 

– 3 StR 411/21; vom 4. August 2010 – 3 StR 192/10). 

2. Da der Senat nicht ausschließen kann, dass das Landgericht ohne den 

aufgezeigten Rechtsfehler niedrigere Einzelstrafen verhängt hätte, war der ge-

samte Strafausspruch aufzuheben.  
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Die zugrunde liegenden Feststellungen können bestehen bleiben, weil sie 

von dem Wertungsfehler nicht betroffen sind; ergänzende Feststellungen sind 

möglich, soweit sie den bisher getroffenen nicht widersprechen. 

Cirener RiBGH Prof. Dr. Mosbacher  
ist im Urlaub und kann nicht  
unterschreiben. 

Cirener 

Ri’in BGH Resch ist im 
Urlaub und kann nicht 
unterschreiben. 

Cirener 
 

  von Häfen     Werner 

 

Vorinstanz: 

Landgericht Bremen, 26.10.2022 - 42 KLs 994 Js 19521/22 (10/22) 
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